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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin ***R*** in der Verwaltungsstrafsache gegen 

***Bf1***, ***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsübertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener 

Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt für Wien Nr. 9/2006 in der Fassung 

LGBl. für Wien Nr. 24/2012, über die Beschwerde der Beschuldigten vom 16. Jänner 2024 

gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom 12. Jänner 2024, Zahl: 

MA67/236701224979/2023, zu Recht erkannt: 

I. Gemäß § 50 VwGVG wird der Beschwerde insoweit Folge gegeben, als die verhängte 

Geldstrafe von € 60,00 auf € 50,00 und die für den Fall der Uneinbringlichkeit festgesetzte 

Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden auf 10 Stunden herabgesetzt wird. 

Im Übrigen wird das angefochtene Straferkenntnis bestätigt. Die Kosten der belangten 

Behörde (§ 64 VStG) bleiben mit € 10,00 unverändert.  

Gemäß § 50 Abs 7 VStG wird der bereits eingezahlte Betrag von insgesamt 60,00 € auf die 

Geldstrafe (€ 50,00) und die Verfahrenskosten (€ 10,00) angerechnet. Es verbleibt somit ein 

zu bezahlender Betrag von € 0,00. 

II. Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG hat die Beschwerdeführerin keinen Beitrag zu den Kosten des 

Beschwerdeverfahrens zu leisten.  

 

III. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art. 

133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.  

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch 

die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.  
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Entscheidungsgründe 

Mit Straferkenntnis vom 12. Jänner 2024, Zahl: MA67/236701224979/2023, hat der Magistrat 

der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde Frau ***Bf1*** (in weiterer 

Folge: Beschwerdeführerin) angelastet, sie habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt, 

indem sie das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am 28. 

September 2023 um 14:02 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1230 Wien, 

Erlaaer Straße 167, abgestellt habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 

Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe die Beschwerdeführerin die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabe-

verordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über die Beschwerdeführerin gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe die Beschwerdeführerin gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der verspätet eingezahlte Organstrafbetrag von € 36,00 sowie der zwischenzeitlich eingezahlte 

weitere Betrag von € 24,00 werde auf die verhängte Geldstrafe angerechnet. 

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 10,00. 

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet: 

„Das Fahrzeug wurde von einem Organ der Landespolizeidirektion Wien aufgrund eigener 

dienstlicher Wahrnehmung beanstandet, weil es im Bereich einer gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone ohne gültigen Parkschein abgestellt war. 

Unbestritten blieb, dass das verfahrensgegenständliche Fahrzeug zur Tatzeit an der 

Tatörtlichkeit abgestellt war. 

In Ihrem Einspruchsvorbringen führten Sie aus, den Strafbetrag bereits am 20.10.2023 

beglichen zu haben und daher keinen weiteren Betrag mehr zu zahlen. Ihrem Vorbringen fügten 

Sie einen Screenshot der Überweisung bei. 

Dazu wird Folgendes bemerkt: 

Gemäß § 50 Abs. 6 VStG wird die Organstrafverfügung gegenstandslos, wenn nicht binnen der 

gesetzlichen Frist von zwei Wochen nach Ausstellung die Einzahlung des Strafbetrages mittels 

eines Beleges zur postalischen Einzahlung erfolgt. Als fristgerechte Einzahlung des 

Strafbetrages mittels Beleges gilt auch die Überweisung des Strafbetrages auf das im Beleg 

angegebene Konto, wenn der Überweisungsauftrag die automationsunterstützt lesbare, 
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vollständige, und richtige Identifikationsnummer des Beleges enthält und der Strafbetrag dem 

Konto des Überweisungsempfängers fristgerecht gutgeschrieben wird. 

Die Unterlassung der Einzahlung mittels Beleges binnen einer Frist von zwei Wochen gilt als 

Verweigerung der Zahlung des Strafbetrages. Im Fall der Verweigerung der Zahlung des 

Strafbetrages oder der Entgegennahme des Beleges ist die Anzeige an die Behörde zu erstatten. 

Die Organstrafverfügung wurde am 28.09.2023 ausgestellt. Die Frist zur Bezahlung begann 

daher im gegenständlichen Fall am 28.09.2023 und endete am 12.10.2023. 

Wie die Aktenlage und auch der von Ihnen selbst übermittelte Screenshot der Überweisung 

zeigen, wurde die Überweisung erst am 20.10.2022, also verspätet, in Auftrag gegeben. Die 

Zahlungsfrist ist auf der Rückseite der Organstrafverfügung angeführt. 

Der verspätet bezahlte Organmandatsbetrag von EUR 36,00 wurde auf den mit Strafverfügung 

verhängten Betrag von 60,00 angerechnet, woraus sich der geforderte Differenzbetrag von 

24,00 ergab. 

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten 

ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben würde, liegt im 

gegenständlichen Fall daher nicht vor. 

Im Zuge des Verfahrens sind somit keine Tatsachen hervorgekommen, die zu dessen Einstellung 

führen könnten. 

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone 

abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der 

Parkometerabgabeverordnung). 

Die Abgabe ist mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheines (der Parkscheine) oder 

mit der Bestätigung der Abstellanmeldung bei Verwendung eines elektronischen Parkscheines 

entrichtet (§ 5 Abs. 1 Parkometerabgabeverordnung). 

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen. 

Die angelastete Übertretung war daher in objektiver Hinsicht als erwiesen anzusehen. 

Nach § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 genügt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen 

Verhaltens Fahrlässigkeit. 

Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außeracht lässt, zu der er nach den Umständen verpflichtet 

und nach seinen geistigen und körperlichen Verhältnissen befähigt ist und die ihm zuzumuten 

ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt verwirklichen könnte, der einem 

gesetzlichen Tatbild entspricht. 
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Der Akteninhalt und Ihr Vorbringen bieten keinen Anhaltspunkt dafür, dass Sie nach Ihren 

persönlichen Verhältnissen im gegenständlichen Zeitpunkt nicht fähig gewesen wären, die 

objektiv gebotene Sorgfalt einzuhalten oder den von Ihnen verursachten Verkürzungserfolg 

vorauszusehen, oder dass Ihnen rechtmäßiges Verhalten in der konkreten Situation unzumutbar 

gewesen wäre. 

Sie haben daher durch die Verletzung der für Sie bestehenden und Ihnen auch zumutbaren 

Sorgfaltspflicht die Abgabe fahrlässig verkürzt. 

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten 

ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben würde, liegt im 

gegenständlichen Fall nicht vor. 

Somit liegen auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit vor. 

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006). 

Die verhängte Geldstrafe soll durch ihre Höhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer 

Wiederholung abzuhalten. 

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind gemäß § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

Jedes fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen 

Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfür die nach der 

Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen 

ordnungsgemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht unerheblichem Maße 

sowohl das öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung 

des innerstädtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes, 

dem die Strafdrohung dient. 

Der Unrechtsgehalt der gegenständlichen Verwaltungsübertretung ist im Hinblick auf den 

Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering. 

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass 

die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können, ist auf Grund der Tatumstände nicht anzunehmen und es kann daher Ihr 

Verschulden nicht als geringfügig angesehen werden. 
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Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 

eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. 

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu EUR 365,00 reichenden 

Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhängte Geldstrafe, selbst 

bei Annahme von ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen, durchaus angemessen und 

keineswegs zu hoch. 

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 

Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“ 

In der Beschwerde vom 16. Jänner 2024 wurde ausgeführt, die im Straferkenntnis zusätzlich 

verhängten € 10,00 nicht bezahlen zu wollen, da sie bereits bezahlt habe. 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Sachverhalt: 

Die Beschwerdeführerin hat das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen 

***1*** am 28. September 2023 um 14:02 Uhr in der im 23. Wiener Gemeindebezirk 

befindlichen, gebührenpflichtigen Kurzparkzone, Erlaaer Straße 167, ohne Kennzeichnung mit 

einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein abgestellt. 

Den mit Organstrafverfügung vom 28. September 2023 verhängte Strafbetrag von 36 Euro hat 

die Beschwerdeführerin erst am 20. Oktober 2023 einbezahlt. 

Wegen der verspäteten Einzahlung erging am 23. Oktober 2023 eine Anonymverfügung mit 

einem Strafbetrag von 48 Euro, fällig am 20. November 2023. 

Mangels Einzahlung des verhängten Betrages wurde mit der Strafverfügung vom 28. November 

2023 eine Geldstrafe von 60 Euro verhängt, wobei nach Anrechnung des bereits überwiesenen 

Betrages von 36 Euro ein noch zu zahlender Gesamtbetrag von 24 Euro verblieb mit einer 

Fälligkeit von zwei Wochen ab Rechtskraft. 

Die Beschwerdeführerin erhob am 1. Dezember 2023 Einspruch mit dem Hinweis, dass sie 

bereits am 20. Oktober 2023 die Strafe bezahlt habe. Es sei keine Frist gesetzt worden, daher 

habe sie nicht zu spät überwiesen. 

Mit dem Straferkenntnis vom 12. Jänner 2024 verhängte die Behörde eine Geldstrafe von 

60 Euro, außerdem wurde die Beschwerdeführerin zur Bezahlung von Kosten von 10 Euro 

verpflichtet. Der verspätet überwiesene Organstrafbetrag von 36 Euro und der weitere 

einbezahlte Betrag von 24 Euro wurden auf die verhängte Geldstrafe angerechnet. 
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Die Beschwerdeführerin bestreitet weder den objektiven noch den subjektiven Tatbestand der 

fahrlässigen Abgabenverkürzung, sieht aber keine Veranlassung, den im Straferkenntnis 

festgesetzten (Rest)Betrag von € 10,00 zu bezahlen. 

Rechtliche Würdigung: 

§ 50 VStG normiert: 

„(6) Gegen die Organstrafverfügung ist kein Rechtsmittel zulässig. Verweigert der 

Beanstandete die Zahlung des Strafbetrages oder die Entgegennahme des Beleges (Abs. 2), so 

ist die Organstrafverfügung gegenstandslos. Die Unterlassung der Einzahlung mittels Beleges 

(Abs. 2) binnen einer Frist von zwei Wochen gilt als Verweigerung der Zahlung des 

Strafbetrages; der Lauf der Frist beginnt mit Ablauf des Tages, an dem der Beleg am Tatort 

hinterlassen oder dem Beanstandeten übergeben wurde. Im Fall der Verweigerung der Zahlung 

des Strafbetrages oder der Entgegennahme des Beleges (Abs. 2) ist die Anzeige an die Behörde 

zu erstatten. Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages mittels Beleges (Abs. 2) gilt auch die 

Überweisung des einzuhebenden Strafbetrages oder eines höheren Betrages auf das im Beleg 

angegebene Konto, wenn der Überweisungsauftrag die automationsunterstützt lesbare, 

vollständige und richtige Identifikationsnummer des Beleges enthält und der Strafbetrag dem 

Konto des Überweisungsempfängers fristgerecht gutgeschrieben wird. 

(7) Wird der Strafbetrag nach Ablauf der in Abs. 6 bezeichneten Frist oder nicht mittels Beleges 

(Abs. 2) bezahlt und weist der Beschuldigte die Zahlung im Zuge des 

Verwaltungsstrafverfahrens nach, so ist der Strafbetrag zurückzuzahlen oder anzurechnen.“ 

§ 64 VStG normiert: 

„(1) In jedem Straferkenntnis ist auszusprechen, daß der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

(2) Dieser Beitrag ist für das Verfahren erster Instanz mit 10% der verhängten Strafe, 

mindestens jedoch mit 10 Euro zu bemessen“ 

Der Meldungsleger hat die verfahrensgegenständliche Organstrafverfügung im Zuge seiner 

Beanstandung am 28. September 2023 ausgestellt und am Fahrzeug der Beschwerdeführerin 

hinterlassen, die zweiwöchige Frist zur Einzahlung des Organstrafverfügungsbetrages von 

€ 36,00 endete am 12. Oktober 2023. Aktenkundig ist, dass der Organstrafverfügungsbetrag 

am 20. Oktober 2023 überwiesen wurde und somit erst nach Ablauf der Zahlungsfrist, wodurch 

die Organstrafverfügung außer Kraft getreten ist. Für das weitere Verfahren ist es 

bedeutungslos, aus welchen Gründen der Strafbetrag nicht oder nicht rechtzeitig entrichtet 

wurde. Die (verspätet) eingezahlten Beträge von 36 Euro und von 24 Euro wurden aber auf die 

mit Straferkenntnis vom 12. Jänner 2024 verhängte Geldstrafe angerechnet. 
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Zum Einwand der Beschwerdeführerin, sie habe die Zahlung am 20. Oktober 2023 nicht 

verspätet geleistet, ist auf § 50 Abs. 6 VStG zu verweisen, wonach für die Zahlung eine 

zweiwöchige Frist besteht. Auch auf der Rückseite von Organstrafverfügungen des Magistrates 

der Stadt Wien ist die gesetzliche Einzahlungsfrist von zwei Wochen vermerkt. 

Die Beschwerdeführerin bekämpft mit der gegenständlichen Beschwerde ausschließlich die 

Strafhöhe, somit war entsprechend der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes von 

einer Teilrechtskraft des Schuldspruches auszugehen (vgl. z.B. VwGH 20.9.2013, 

2013/17/0305). Dem Bundesfinanzgericht oblag daher nur die Überprüfung der verhängten 

Geldstrafe.  

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig 

verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu 

bestrafen.“ 

§ 19 VStG normiert:  

„(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 

Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 

Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. 

Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten 

sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen.“ 

Bei der gegenständlichen Strafbemessung war zu berücksichtigen, dass ein öffentliches 

Interesse an der ordnungsgemäßen und fristgerechten Abgabenentrichtung besteht. Der 

objektive Unrechtsgehalt der fahrlässigen Abgabenverkürzung kann daher, selbst bei Fehlen 

sonstiger nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden. 

Das Ausmaß des Verschuldens war im beschwerdegegenständlichen Fall in Anbetracht der 

Außerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Beschwerdeführer zumutbaren Sorgfalt 

nicht als geringfügig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstände 

anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den 

Beschwerdeführer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hätte oder dass die 

Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können. 
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Wegen einer rechtskräftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkung wegen der Übertretung 

der StVO, kommt der Beschwerdeführerin der Milderungsgrund der verwaltungsstraf-

rechtlichen Unbescholtenheit nicht mehr zu Gute. Als mildernd ist aber zu werten, dass die 

Beschwerdeführerin Organstrafverfügungsbetrag – wenn auch verspätet – und den 

Differenzbetrag der Strafverfügung einbezahlt hat und so ihren Willen dokumentiert hat, sich 

rechtskonform zu verhalten. 

Für eine ungünstige Einkommens- und Vermögenssituation der Beschwerdeführerin besteht 

nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen 

Verhältnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und 

können daher nicht berücksichtigt werden. 

Unter Bedachtnahme auf die angeführten Strafbemessungsgründe und unter besonderer 

Berücksichtigung des angeführten Milderungsgrundes ist die verhängte Geldstrafe angesichts 

des bis € 365,00 reichenden Strafrahmens auf € 50,00, und die für den Fall der 

Uneinbringlichkeit festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe auf 10 Stunden herabzusetzen. 

Eine weitere Strafherabsetzung kommt aus general- und spezialpräventiven Gründen nicht in 

Betracht. 

§ 44 VwGVG normiert: 

„(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn 

3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde […] 

und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat.“ 

Es konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine 

solche nicht beantragt und im angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht übersteigende 

Geldstrafe verhängt wurde. 

Kostenentscheidung 

Da der Kostenbeitrag des erstinstanzlichen Verfahrens gemäß § 64 VStG mit 10% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen ist, beträgt er auch nach der 

Strafherabsetzung € 10,00. 

Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG sind dem Beschwerdeführer die Kosten des Beschwerdeverfahrens 

nicht aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben worden ist. 

Wegen der teilweisen Stattgabe war kein Verfahrenskostenbeitrag hinsichtlich des 

Beschwerdeverfahrens festzusetzen. 

8 von 9



Seite 9 von 9 
 

 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Art. 133 B-VG normiert: 

„(4) Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine 

geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die 

Revision unzulässig ist. 

Die Revision gegen dieses Erkenntnis ist für die belangte Behörde unzulässig, da sich die 

Rechtsfolgen unmittelbar aus dem Gesetz ergeben. 

Weil nach § 4 Abs. 1 des Wiener Parkometergesetzes 2006 lediglich eine Geldstrafe von bis zu 

€ 365 und keine primäre Freiheitsstrafe verhängt werden darf, ist eine Revision durch den 

Beschwerdeführer gemäß § 25a Abs. 4 VwGG unzulässig (vgl. VwGH, 01. September 2022, Ra 

2022/16/0080, mwN). 

 

 

 

Wien, am 6. Februar 2024 
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